
verfügbar ist, darf sich das Gericht nicht auf den 
Zeugen vom Hörensagen beschränken. Das Unmittel­
barkeitsprinzip schließt also nicht grundsätzlich die 
Erhebung mittelbarer Beweise aus, sondern es ver­
weist das Gericht nur auf die Beweise, die der Tat am 
nächsten stehen.

Konsequenz dieses Grundsatzes ist die Vorschrift des 
§ 207 StPO. Es leuchtet ein, daß die Vernehmung in 
der Hauptverhandlung dem Gericht einen unmittel­
bareren Eindruck von dem gibt, was der Zeuge weiß, 
als die Verlesung einer schriftlichen Erklärung des 
Zeugen oder gar die einer von einer dritten Person 
aufgenommenen Niederschrift über seine Aussagen. 
Geschriebenes vermag niemals die Nuancen des 
mündlichen Ausdrucks, die Rückschlüsse auf die Zu­
verlässigkeit des Bekundeten erlauben, voll wiederzu­
geben. Die Verlesung der Aussage eines Abwesenden 
erschwert auch ihre Widerlegung durch die Prozeß­
parteien, ganz • abgesehen davon, daß auch das Gericht 
selbst keine zweifelhaften Punkte durch Rückfragen 
aufklären kann. Andererseits kann aus den vor­
erwähnten Gründen nicht ausnahmslos auf die Ver­
lesung verzichtet werden. In § 207 StPO werden die 
Ausnahmefälle beschrieben, in denen statt der un­
mittelbaren Vernehmung eines Zeugen die Verlesung 
der Niederschrift einer früheren, auf die Sache be­
zogenen Äußerung dieses Zeugen möglich ist.

Zweckmäßig und angebracht wäre es jedoch, die 
StPO von 1952 durch eine Vorschrift zu ergänzen, die 
den Grundsatz der Unmittelbarkeit des gerichtlichen 
Strafverfahrens deutlich jmd unmißverständlich aus­
spricht. Dadurch würde der Ausnahmecharakter des 
§ 207 StPO in stärkerem Maße als bisher zum Ausdruck 
gebracht und damit gelegentlichen falschen Auffassun­
gen einzelner Gerichte der Boden entzogen werden.

II
Aus den vorstehenden Darlegungen erhellt, daß von 

den Protokollverlesungen in der erstinstanzlichen 
Hauptverhandlung sparsamer Gebrauch zu machen ist 
und strenge Maßstäbe bei der Prüfung der Frage an­
zulegen sind, ob die Ausnahmefälle des § 207 StPO 
vorliegen. Zunächst ist zu bemerken, daß die Ver­
lesungen gemäß §§ 207, 211 Abs. 1 StPO einerseits 
und gemäß § 209 Abs. 1 und Abs. 2 StPO andererseits 
von unterschiedlicher Bedeutung sind.

1. a) Die Verlesung gemäß § 207 oder § 211 Abs. 1 
StPO ersetzt die mündliche Vernehmung. Die Prüfung 
der in § 207 Abs. 1 Ziff. 1—4 StPO beschriebenen Aus­
nahmesituationen zeigt, daß eine schärfere Fassung 
dieser Bestimmungen der Festigung der Gesetzlichkeit 
förderlich sein wird. So ist in Ziffer 1 bestimmt, daß 
die Verlesung möglich ist, wenn der Zeuge oder Mit­
beschuldigte verstorben oder geisteskrank geworden ist. 
Hiergegen ist nichts einzuwenden. Dann aber heißt es 
weiter, daß die Verlesung auch dann gestattet ist, wenn 
der Aufenthalt „nicht ermittelt“ ist. Dies ist offensicht­
lich dahin zu verstehen, daß die Ermittlung versucht 
sein muß, bevor das Gericht die Feststellung der Nicht­
ermittlung trifft. Die geltende Fassung ermöglicht aber 
das Mißverständnis, allein die Tatsache der Nicht­
ermittlung genüge zur Rechtfertigung der Verlesung, 
auch dann, wenn das Gericht untätig geblieben ist, sich 
also beispielsweise mit dem Vermerk „Empfänger nicht 
ermittelt“ oder „Unbekannt verzogen“ auf der Ladung 
begnügt hat. Ein derartiger Vermerk der Postanstalt 
gibt nicht die Sicherheit dafür, daß der Aufenthalt des 
vergeblich Geladenen wirklich nicht feststellbar ist. 
Ehe das Gericht die Nichtauffindbarkeit feststellt, muß 
es mindestens beim zuständigen Volkspolizeikreisamt 
nachgefragt haben, ob auch dort die richtige Anschrift 
des zu Ladenden unbekannt ist. Um in Zukunft der­
artige Mißverständnisse auszuschließen, dürfte es 
zweckmäßig sein, ’ den zweiten Halbsatz dahin abzu­
ändern, daß die Ermittlung der Anschrift vergeblich 
versucht sein muß. Dies wird zwar in manchen Fällen 
zu gewiß unliebsamen Terminsverlegungen führen, die 
aber m. E. im Interesse der Zuverlässigkeit der Beweis­
ergebnisse in Kauf genommen werden müssen.

b) Die Ziffer 2 enthält außer den Gründen der 
physischen Krankheit und Gebrechlichkeit noch die 
Klausel: „Andere nicht zu beseitigende Hindernisse“. 
Bei dieser Regelung wird es bleiben müssen. Es gibt 
derartige Hindernisse, z. B. längere Abwesenheit des

Zeugen infolge Auslandsaufenthalts oder aber die 
Republikflucht eines Zeugen, der sich der Aussage vor 
Gericht entziehen will. In diesen Fällen kann die An­
schrift des zu Ladenden bekannt sein; dennoch ist mit 
seinem Erscheinen nicht zu rechnen. Es ist klar, daß 
der Grund „Andere nicht zu beseitigende Hindernisse“ 
keine Generalklausel ist. Die Hindernisse müssen in 
diesen Fällen tatsächlich nicht beseitigt werden können. 
Zu dieser Frage liegt bereits eine Entscheidung des 
Obersten Gerichts vor, in der es ausführt, der zwei­
wöchige Urlaub eines Zeugen sei nicht als ein nicht zu 
beseitigendes Hindernis i. S. des § 207 Abs. 1 Ziff. 2 
StPO anzusehen; vielmehr müsse von den Bürgern der 
Deutschen Demokratischen Republik verlangt werden, 
daß sie sich für die Aufklärung einer strafbaren Hand­
lung auch während ihrer Urlaubszeit zur Verfügung 
stellen. Im übrigen hat es darauf hingewiesen, daß in 
derartigen Fällen auch eine Terminsverlegung am 
Platze sein kann2).

c) Dagegen erscheint die Ziffer 3 überflüssig. Un­
zweckmäßigkeit wegen Zeitverlustes kann kein Grund 
dafür sein, von der Vernehmung vor Gericht Abstand 
zu nehmen. Mit dieser Bestimmung wird ein Unsicher­
heitsfaktor eingeführt. Die Frage der Zweckmäßigkeit 
kann je nach der Auffassung des Gerichts, des Staats­
anwalts oder des Angeklagten verschieden beantwortet 
werden. Die Fassung der Bestimmung schließt nicht 
aus, daß ein dem Angeklagten sehr wichtig erschei­
nender Zeuge nicht vor Gericht erscheint; dann aber 
wird der Angeklagte — wenn vielleicht auch zu Unrecht 
— das Gefühl haben, der Prozeß hätte eine andere 
Wendung genommen, wenn ihm der Zeuge in der 
Hauptverhandlung gegenübergestanden hätte. Ein der­
artiges Gefühl beeinträchtigt naturgemäß die erziehe­
rische Wirkung des Strafverfahrens nicht nur gegen­
über dem Angeklagten, sondern möglicherweise auch 
gegenüber Zuhörern oder Verwandten und Bekannten 
des Angeklagten. Die Ziffer 3 erscheint auch deshalb 
entbehrlich, weil alle Fälle, in denen die Vernehmung 
vor Gericht unmöglich oder unzweckmäßig ist, von den 
Ziffern 1, 2 und 4 des § 207 StPO erfaßt werden.

d) Gerade Ziffer 4 hat in diesem Zusammenhang 
besondere Bedeutung. Sie zeigt, daß die konsequente 
Anwendung des Grundsatzes der Unmittelbarkeit 
nichts mit einer mechanischen „Prinzipienreiterei“ 
gemein hat. Wenn nämlich das Gericht,, der Staats­
anwalt, der Angeklagte und sein Verteidiger überein­
stimmend die persönliche Vernehmung für unnötig 
erachten, wäre es ein Kennzeichen formalistischen 
Denkens, gleichwohl die Anwesenheit des Zeugen oder 
Mitbeschuldigten nur um des Prinzips willen zu ver­
langen. Diese Übereinstimmung in geeigneten Fällen 
herbeizuführen, wird den Gerichten verhältnismäßig 
leicht fallen, wenn sie in größerem Umfang als bisher 
von den in § 188 StPO gegebenen Möglichkeit der Ver­
nehmung durch beauftragten oder ersuchten Richter 
Gebrauch machen, insbesondere wenn der Abs. 3 des 
§ 188 StPO weitherzig gehandhabt wird und dort, wo 
Veranlassung dazu besteht, auch dem inhaftierten An­
geklagten Gelegenheit zur Anwesenheit bei der Ver­
nehmung gegeben wird.

2. Während § 207 StPO die Voraussetzungen be­
stimmt, unter denen die Mitbeschuldigten- und Zeugen­
aussage durch die Verlesung früherer Äußerungen 
ersetzt werden kann, befaßt sich § 211 StPO mit dem 
Sachverständigengutachten. Hier sind die Forderungen 
nach der Anwesenheit im Hauptverhandlungstermin 
sehr locker gehalten. Das erscheint bei der großen 
Bedeutung, die ein Sachverständigengutachten, ins­
besondere ein Gutachten über den Geisteszustand des 
Angeklagten, für den Ausgang des Strafverfahrens 
haben kann, nicht gerechtfertigt. Es muß geprüft 
werden, ob nicht die StPO in dieser Frage dem be­
greiflichen Wunsch der Sachverständigen, speziell der 
tatsächlich häufig überlasteten Psychiater, zu sehr 
entgegenkommt. Es mag erwogen werden, ob es im 
Interesse der Wahrheitsfindung notwendig ist, die 
Kann Vorschrift der Absätze 2 und 3 des § 211 StPO 
durch eine Mußvorschrift zu ersetzen. Denkbar wäre 
es auch, die Voraussetzungen für die bloße Verlesung 
des Sachverständigengutachtens ebenso zu gestalten wie 
die des § 207 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 StPO für die Ver­
lesung schriftlich niedergelegter Zeugenäußerungen. .

2) NJ 1955 S. 571 f.
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